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Stellungnahme der Bundesvereinigung der Kommunalen Spitzenverbände 
zum Referentenentwurf der  

„Verordnung zur Änderung der Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung und 

anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften“  

 

Zum Verfahren zur Änderung der Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung und der Überführung von 

Vorschriften in die Straßenverkehrsordnung müssen wir vorab grundsätzliche Bedenken anmelden. 

Die Kommunalen Spitzenverbände waren im Beirat des Evaluierungsverfahren vertreten. Zur 

Umsetzung der Ergebnisse der im Oktober 2022 abgeschlossenen Evaluierung hat es aber weder mit 

Praktikerinnen und Praktikern aus den Kommunen noch den Vertretern der Kommunalen 

Spitzenverbände eine unbürokratische, informelle Vorabstimmung gegeben. Auch bestehende 

Gesprächsformate (z.B. Bündnis Moderne Mobilität, NaKoMo) wurden nicht genutzt, um die mit den 

Änderungen verbundenen grundlegenden verkehrspolitischen Fragen vorab zu erörtern. 

Für die Kommunen ist die Regulierung von E-Tretrollern (eScootern) nach der 

straßenverkehrsrechtlichen Zulassung 2019 weiterhin ein hochgradig sensibles Thema. Die 

vorgeschlagenen Regeln stehen mit Fragen der Verkehrssicherheit, der aktuell erkennbaren Zunahme 

schwerer und tödlicher Unfälle und der Stärkung des Fußverkehrs durch die letztmalige Änderung der 

StVO und durch eine Fußverkehrsstrategie der Bundesregierung im Konflikt. Wir erlauben uns daher, 

diese Stellungnahme auch an die Hausleitung des BMDV zu reichen und im parlamentarischen Raum 

zu kommunizieren. 

 

I. Allgemeine Einschätzung des Regelungsentwurfes 

Die Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung (eKFV) ist für die Städte, Landkreise und Gemeinden 

bedeutsam, weil mit der Straßenverkehrszulassung nicht nur die private Nutzung von in der 

Verordnung definierten Elektrokleinstfahrzeugen (im Folgenden eKF) - insbesondere E-Tretroller und 

Segways – zum 15.06.2019 zugelassen wurden, sondern damit auch gleichzeitig die Möglichkeit von 

Mietangeboten dieser Fahrzeuge eröffnet wurde. Zwei Kommunale Spitzenverbände haben die 

Einführung der neuen Verkehrsangebote mit einem MoU mit den ersten vier Anbietern solcher 

Mietsysteme und Handlungsempfehlungen unterstützt. Insbesondere die Städte haben trotz 

anfänglicher Rechtsunsicherheiten zum Umgang mit den Leihanbietern eine umfangreiche Regulatorik 

entwickelt, um das ordnungsgemäße Abstellen von Rollern, die Vernetzung mit anderen 

Verkehrsträgern (insbesondere auch dem ÖPNV) und die flächige Verfügbarkeit solcher Angebote zu 

unterstützen. Die Regeln dafür sind im internationalen Vergleich in anderen Staaten deutlich strenger. 

So haben die Niederlande und Großbritannien keine Straßenverkehrsfreigabe erteilt, in vielen Städten 
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und anderen EU-Mitgliedsstaaten ist das freie Abstellen der E-Scooter grundsätzlich untersagt 

(Portugal, Frankreich) und wird zunehmend restriktiver ausgestaltet (s. auch Untersuchungen zu 

Vergleich der E-Scooter-Regulierung USA – Deutschland). 

Inzwischen ist in Deutschland die Einstufung der Mietangebote als Sondernutzung, die Absprache über 

Nutzungsbereiche und Fahrzeugzahlen, das Zurverfügungstellen von Nutzungsdaten durch die 

Anbieter der Regelfall. Trotz zahlreicher guter Beispiele für Kooperationen und eines intensiven 

Austauschs gibt es weiterhin verschiedene Streitpunkte zwischen Anbietern und Kommunen, bei 

denen wir eine regulative Unterstützung von Bund und Ländern brauchen. 

Auch fünf Jahre nach der Einführung bereiten schwere Unfälle unter Beteiligung von E-Scooter-

Fahrenden (vgl. die aktuelle Statistik DeStatis E-Scooter-Unfälle 2023), Beschwerdelagen über 

ordnungswidriges Abstellen, die mutwillige Entsorgung der Mietgeräte in Gewässern und 

haftungsrechtliche Fragen erheblichen Anlass zur Sorge. Dabei liegt der Schwerpunkt ganz 

überwiegend bei den Mietangeboten, da private eKF in aller Regel nicht im Straßenraum abgestellt 

werden und die Mietfahrzeuge mit gegenüber Fahrrädern abweichendem Fahrverhalten (kleine, auf 

regennasser Fahrbahn rutschige Räder, anderer Schwerpunkt, unsichereres Lenkverhalten) für die 

oftmals erstmalig oder selten Nutzenden unbekannt sind. Dazu kommt wiederholt ein gefährliches und 

ordnungswidriges Nutzungsverhalten (auf falscher Infrastruktur z.B. Nutzung von Fußwegen, zu zweit 

auf dem Roller, Fahren unter Alkoholeinfluss, Beförderung von Gepäck auf dem Trittbrett, 

unbeleuchtete Nutzung nachts), die dringend Gegenmaßnahmen erfordern. 

Grundsätzlich stehen wir Sharingangeboten als Ergänzung im Mobilitätsmix positiv gegenüber. Das 

Image der eKF ist aufgrund der vorgebrachten Herausforderungen jedoch stark beschädigt, was vor Ort 

zu zunehmendem Unmut führt und oftmals die Stadtpolitik vor die Frage stellt, Angebote 

einzuschränken oder gar zu verhindern. Der Referentenentwurf trägt aus unserer Sicht nicht dazu bei, 

die tatsächliche Verkehrssicherheit zu verbessern, das Fahr- und Abstellverhalten der Nutzenden zu 

ändern und letztlich die Wahrnehmung der eKF insgesamt zu verbessern.  

Die Zahl der E-Scooter-Unfälle mit Personenschaden ist im Jahr 2023 um 14 % auf 9 425 gestiegen, die 

Zahl der Todesopfer hat sich gegenüber dem Vorjahr von 11 auf 22 verdoppelt, 42 % der Verunglückten 

im Jahr 2023 waren jünger als 25 Jahre. Falsche Fahrbahnnutzung und Alkoholeinfluss sind dabei die 

häufigsten Unfallursachen (vgl. DeStatis, E-Scooter-Unfälle 2023) 

Beim Vergleich mit dem Radverkehr sind die die absoluten Unfallzahlen Rad-/eKF-Verkehr auch mit den 

im Verkehr befindlichen Fahrzeugzahlen in Relation zu setzen. Der Evaluierungsbericht begegnet 

insoweit der Kritik, da er eine Gesamtzahl der im Straßenverkehr zugelassenen Fahrzeuge nicht nennt. 

Nach Angaben des Gesamtverbands der Versicherer gab es 2022 In Deutschland insgesamt 764.000 

versicherte E-Scooter. Die Zahl hat sich seit dem Jahr 2019 mehr als vervierfacht. 75 Prozent der E-

Scooter befinden sich in Privatbesitz, die übrigen 25 Prozent sind Teil von Leihflotten. Die Anzahl der 

Mietfahrzeuge dürfte infolge der Geschäftsaufgabe eines großen Anbieters leicht rückläufig sein, der 

Markt mit privaten Fahrzeugen bereits gesättigt, so dass aktuell nicht mit einem weiteren starken 

Wachstum und mehr als 1 Mio. eKF zu rechnen ist. Dem steht im Jahr 2023 ein Bestand von rund 84 

Mio. Fahrrädern in Deutschland gegenüber. 

Wir unterstützen daher ausdrücklich folgende Empfehlungen des Evaluierungsberichts,  

- „ausgewählte Regeln an jene des Radverkehrs anzupassen (beispielsweise den Abbiegepfeil für 

Radfahrer oder das Vorbeifahren mit mäßiger Geschwindigkeit …). Dabei dürfen Fahrräder und 

eKF jedoch nicht allgemein gleichgestellt werden, da eKF als Kraftfahrzeuge klassifiziert werden“, 

- verpflichtende Blinker an eKF einzuführen, 

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/1130205/umfrage/getoetete-und-verletzte-bei-unfaellen-mit-e-scootern-und-fahrraedern-in-deutschland/
https://bast.opus.hbz-nrw.de/frontdoor/index/index/docId/2790
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- erweiterte fahrdynamische Anforderungen zu prüfen (dabei muss aus unserer Sicht vor dem Auf- 

und Abfahren von Bordsteinkanten durch eKF ausdrücklich gewarnt und die verbotene Nutzung 

des Bürgersteigs beibehalten und die Nutzung der Fußgängerzone grundsätzlich ausgeschlossen 

bleiben), 

- das Tragen eines Helms weiterhin intensiv zu empfehlen. 

Das Ziel, die rechtlichen Grundlagen selektiv zu vereinfachen und Impulse für mehr Verkehrssicherheit 

bei der Nutzung von Elektrokleinstfahrzeugen (eKF) zu setzen, wird grundsätzlich unterstützt. 

Wir stellen allerdings fest, dass die Ergebnisse der Evaluation nur unzureichend beachtet sind. In Teilen 

haben wir den Eindruck, dass die vorgeschlagenen Änderungen der Rechtsgrundlagen die 

Verkehrssicherheit mehr beeinträchtigen als stärken. Auch wenn eine Angleichung der Regelungen an 

den Radverkehr gerade im Sinne des Regelverständnisses sinnvoll erscheint, gibt es letztlich einige 

wesentliche Unterschiede zwischen dem Fahrrad und dem eKF als Kraftfahrzeug, die bei Verhaltens-/ 

Infrastrukturregeln im Verkehr beachtlich sind. 

Diese Punkte des Verordnungsvorschlags lehnen wir ausdrücklich ab: 

- die Aufhebung der Radwegbenutzungspflicht für eKF (kein Beitrag zur Verkehrssicherheit), 

- die Streichung des Zusatzzeichens „eKF frei“ (das Zusatzzeichen ist nicht entbehrlich), 

- die geplante Freigabe von Fußgängerzonen und das Befahren von Einbahnstraßen in 

Gegenrichtung durch eKF (kein Betrag zur Verkehrssicherheit), 

- die Aufnahme einer Unterverordnungsermächtigung, um weitere Formen von eKF ohne 

Beteiligung des Bundesrates zuzulassen (Erprobungsvorhaben sind ausreichend). 

Nicht aufgegriffen wurden die Anregungen der Kommunalen Spitzenverbände zur Verfestigung und 

Unterstützung einer notwendigen Regulatorik für Miet-eKF (insbesondere Leih-Tretroller): 

- Aufnahme einer Negativ-Beschilderung für eKF in eKFV bzw. StVO (im Falle der vorgeschlagenen 

Regelungen wäre dies zwingend) 

- Ermöglichen der Geschwindigkeits-Drosselung der eKF in Fußgängerzonen auf 6 km/h als digitale 

Anwendung für mehr Verkehrssicherheit (in Wien erprobt und im Einsatz, in der eKFV bisher 

ungeregelt und daher behördlich umstritten) – auch als zwingende Voraussetzung für eine 

ausnahmsweise Freigabe von eKF auf ausdrücklich dem Fußverkehr gewidmeten Flächen. 

- Regelungen zur Kontingentierung von Miet-eKF (Änderung von § 29 StVO, war auf Fachebene 

zwischen Bund und Ländern bereits abgestimmt). 

Zur Reglementierung von Leihangeboten haben die Kommunen freiwillige Vereinbarungen und 

Sondernutzungsgenehmigungen für Leih-Anbieter eingeführt. Diese passgenauen Regelungen vor Ort, 

beispielsweise die Einführung von Abstellverbotszonen in Parks und entlang von Gewässern oder 

grundsätzliche Regeln zum Abstellen auf Gehwegen sind unerlässlich, um eine ordnungsgemäße 

Nutzung durch die neue Mobilitätsform zu ermöglichen. Sie haben zu einem erheblichen 

Erfüllungsaufwand bei Kommunen und Polizei geführt. Verschiedene aktuelle Fragestellungen 

bedürfen weiterhin einer ausdrücklichen Nachschärfung. So ist z.B. nicht tolerierbar, wenn bei 

schweren Verkehrsunfällen der (flüchtige) Unfallverursacher nicht ermittelt werden kann, weil Anbieter 

keine Auskunft über den Mieter eines E-Tretrollers geben können oder geben wollen. 

- Eine Angabe von Namen und Adresse bzw. Weitergabe der Kreditkarteninformation (Name des 

Kreditkarteninhabers) ist daher unverzichtbar. 

Während privat genutzte eKF in der Regel kaum im öffentliche Straßenraum abgestellt werden, wird 

dieser dagegen stark von Mietangeboten in Anspruch genommen. Auch fünf Jahre nach der 

Straßenverkehrszulassung reißen daher die Beschwerden, insbesondere behinderter und älterer 
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Menschen, über ordnungswidrig abgestellte eKF nicht ab. Es gibt inzwischen Urteile zu Haftungsfragen 

sowohl gegen die Anbieter als auch gegen die regulierenden Städte. Die Beschwerden und 

Vorkommnisse beeinflussen auch die allgemeine Haltung gegenüber den Mietangeboten. Seit 2019 

haben nach unserer Beobachtung die Zustimmungswerte zu den Angeboten kontinuierlich 

abgenommen. Insbesondere aber auch aufgrund gestiegener Unfallzahlen und Fällen, in denen andere 

Verkehrsteilnehmende aufgrund von Fehlverhalten zu Schaden kommen, ereilen uns aus dem 

Mitgliedsbereich die inzwischen auch politisch immer deutlicheren Forderungen zur Ermöglichung von 

- Nachtfahrverboten (z.B. gehäufte nächtliche Verkehrsunfälle in einzelnen Städten), 

- lokalen Nutzungs-/Abstellverboten für Leihsysteme (s. Volksbegehen in Paris, aber auch 

freiwillige Vereinbarungen zu Bannmeilen, z.B. 1 km um das Oktoberfest). 

Bezüglich der Fanmeilen bei der Fußball-EM oder sonstigen Großveranstaltungen entstehen so 

beachtliche unlösbare Konflikte, sofern Anbieter sich an freiwillige Vereinbarungen nicht halten. 

Insoweit kommen Regelungen, die eine größere Freistellung von Anforderungen 

(Radwegebenutzungspflicht, zu nutzende Infrastruktur) und eine undifferenzierte Gleichstellung von 

Miet-eKF mit dem Radverkehr vorsehen (Fußgängerzone, Einbahnstraße), zur Unzeit. 

 

II. Zu den vorgeschlagenen Regelungen im Einzelnen: 

Zum Regelungsziel 

Das formulierte Ziel, die Erkenntnisse insbesondere aus der Evaluation in die 2019 neu eingeführte 

eKFV einfließen zu lassen, ist unzureichend. Ziel muss sein, die Ergebnisse aus der Evaluation zur 

Förderung der modernen Mobilitätsangebote und zur Verbesserung der Verkehrssicherheit 

umzusetzen. Die Kommunalen Spitzenverbände fordern darüber hinaus, auch die Regulierung zu 

verbessern. Klare Regeln führen dabei zu deutlich geringerem Verwaltungsaufwand.  

Zum Regelungsinhalt 

Die Änderungsvorschläge, die sich auf die technischen Anforderungen der Fahrzeuge beziehen, werden 

unterstützt: 

- verpflichtende Ausstattung der einspurigen Fahrzeuge mit Fahrtrichtungsanzeigern,  

- Anpassung der Sicherheitsanforderung der Batterien nach DIN EN 17128, 

- Erweiterung der fahrdynamischen Prüfungen. 

Die Angleichung, Vereinfachung und Überführung der verhaltensrechtlichen Regelungen und 

Infrastrukturvorgaben für eKF sind aus unserer Sicht nicht gelungen. Insbesondere liegt der sehr 

weitgehenden Angleichung der eKF an den Radverkehr keine Gefährdungsabschätzung zu Grunde. Der 

Unterschied zwischen Fahrrad und Kraftfahrzeug wird in Teilen nicht beachtet. Der vorgeblichen 

Verwaltungsvereinfachung (ein gemeinsames Zusatzschild für „Radverkehr/eKF frei“) steht ein hoher 

Verkehrssicherheitsverlust gegenüber. 

Der Angabe, für Länder und Kommunen entstehe kein Erfüllungsaufwand, wird widersprochen. Der 

Verordnungsentwurf spricht schließlich selbst von einer jährlichen Übergangsfrist, in der Kommunen 

erforderliche Prüfungen wahrnehmen sollen. 
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Zu Artikel 1 – Änderung der Elektrokleinstfahrzeuge-Verordnung (eKFV) 

Zu § 4 Abs. 3 eKV (neu) - Bremsen 

Eine Vorschrift zu zwei unabhängigen Bremssystemen bei zwei- oder mehrachsigen eKF wird begrüßt. 

In § 4 Abs. 4 eKV (neu) - Ermöglichen der Antriebsdrosselung zur Verkehrssicherheit in flächigen 

Fußverkehrsbereichen 

Wir fordern, eine Antriebsdrosselung von mit einem GPS ausgestatteten eKF auf eine Geschwindigkeit 

von 6 km/h zur Verbesserung der Verkehrssicherheit ausdrücklich für zulässig zu erklären und 

weiterzuentwickeln. Die Nutzung soll dann technisch in Verbindung mit flächigen Kennzeichnungen 

von unzulässigen Flächen im GPS erfolgen, die ausnahmsweise für die Nutzung freigegeben werden 

(Fußgängerzone, Durchfahrt Parks auf Fußverkehrsinfrastruktur). 

Begründung: Die Form der technischen Antriebsdrosselung ist als Innovation ausgereift, im Einsatz 

bewährt (Österreich) und verspricht eine deutliche Steigerung der Verkehrssicherheit in 

Zusammenhang mit dem unerlaubten Befahren unzulässiger Infrastruktur (Parks, Fußgängerzonen). 

Nutzerinnen und Nutzer von Mietsystemen sind über die technische Einrichtung durch die Anbieter in 

Kenntnis zu setzen. Ferner sehen wir die Technik als unverzichtbar an, um für Miet-eKF eine Ausnahme 

zum Befahren von Flächen zu erteilen, die ausschließlich dem Fußverkehr gewidmet sind.  

Die Sorge, dass ein automatisiertes Regulieren der Geschwindigkeit im Straßenverkehr zu Risiken 

(beispielsweise Auffahren durch ein hinter dem eKF fahrendes Kfz) führt, teilen wir nicht. Es handelt 

sich nicht um eine Bremsung, sondern das Auslaufen der Beschleunigung in Fußgängerzonen oder 

Parks, die erst zeitverzögert eintritt. Siehe dazu auch die Vorgaben des Verordnungsvorschlags zur 

Einnahme eines betriebssicheren Fahrzeugzustands im Falle eines Batterieausfalls. 

Zu § 5 Abs. 1 eKFV - Lichttechnische Einrichtungen 

Die Begrenzung auf ausschließlich vorgeschriebene und für zulässig erklärte lichttechnische 

Einrichtungen wird begrüßt. Insbesondere ist eine Ausstattung mit zu Werbezwecken dienenden 

Leuchten zu vermeiden.  

Zu § 5 Abs. 2 eKFV - Fahrtrichtungsanzeiger 

Die verbindliche und nicht mehr nur optionale Vorgabe von Fahrtrichtungsanzeigern wird aus Gründen 

der Verkehrssicherheit begrüßt. Mit dem im Übrigen notwendigen Anzeigen des Abbiegens durch 

Handzeichen ist ein vom Fahrrad abweichendes und unsicheres Fahrverhalten der eKF bei einarmiger 

Fahrt verbunden. Die verbindlichen Fahrtrichtungsanzeiger sollten eingeschaltet im Straßenverkehr 

auch im Tageslicht gut wahrgenommen werden können. 

Zu § 7 eKFV - Sonstige Sicherheitsanforderungen 

Die Aktualisierung der Sicherheitsanforderungen an Batterien in Ziffer 8 wird begrüßt. Es war in der 

Vergangenheit bei eKF zu Batteriebränden gekommen, die einer Mitnahme im ÖPNV oder einem 

Abstellen von eKF in öffentlichen Tiefgaragen leider entgegenstehen. 

Zu den §§ 9 bis 14 eKF – Aufhebung der besonderen Verhaltensvorschriften 

Die Vorschriften der §§ 9 bis 14 über die für die Nutzung durch eKF zulässige Infrastruktur und das 

Verhalten von eKF-Führenden sind nicht entbehrlich. Die Vorschriften stellen eine klare, verständliche 

und verlässliche Regelungsgrundlage für eKF dar. Bei vorgesehener Streichung in der eKFV und der nur 

anteiligen Übernahme in die StVO findet nun eine sehr weitgehende Gleichstellung mit dem 
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Radverkehr statt. Dabei sind Unterschiede und Grenzen bei der Unterscheidung von Kraftfahrzeugen 

und Fahrrädern nicht beachtet. 

1. Wir fordern, die Radwegebenutzungspflicht für eKF (§ 10 Abs. 1 und 2 eKFV) und auch bei 

Übernahme in die StVO beizubehalten 

Anders als für Radfahrende ist für Nutzende von eKF eine klare Infrastrukturvorgabe erforderlich. Ein 

Wahlrecht im Falle von nicht benutzungspflichtigen Radwegen führt zu einem für die übrigen 

Verkehrsteilnehmer nicht berechenbaren Fahren auf der Fahrbahn. Das Wahlrecht hat zur Folge, dass 

eine vermeidbare größere Nähe zum deutlich schnelleren Kfz-Verkehr eingenommen wird. Zugleich 

entstehen bei Miet-eKF durch ungeübte Fahrer und ein häufig unbekanntes und zum Fahrrad 

abweichendes Lenkverhalten unnötige und besondere Gefährdungssituationen. Diese gilt es auch 

weiterhin konsequent zu vermeiden.  

2. Wir regen an, die abweichende Anordnungsbefugnis der Straßenverkehrsbehörden (§ 10 Abs. 

3 eKFV) weiterhin zu regeln. 

Der Verordnungsentwurf selbst nennt Gründe für abweichende Anordnungen der 

Straßenverkehrsbehörden, etwa bei den gemeinsamen Freigaben für den Radverkehr/eKF aufgrund 

der örtlichen Verhältnisse. 

3. Wir fordern, das in der eKFV geregelte Zusatzzeichen „Elektrokleinstfahrzeuge frei“ 

beizubehalten. 

Das Zusatzzeichen ist bei überwiegend gleichgerichteter Anordnung von Schildern für den 

Radverkehr/eKF in mehr und nicht in weniger Fällen erforderlich. Dazu zählt (s. unten) insbesondere 

die weiterhin zwingend erforderliche Einzelausnahme bei Fußgängerzonen, gemeinsamen Rad- und 

Fußwegen und Einbahnstraßen. 

4. Wir regen an, das Symbol Zeichen 1010-68 „Elektrokleinstfahrzeuge“ bzw. das Zusatzzeichen 

„Elektrokleinstfahrzeuge frei“ um ein einheitliches Zusatzzeichen mit negativer 

Flächenfreigabe zu ergänzen. 

Dazu wird ein dem Zusatzzeichen 1010-68 entsprechendes Zusatzzeichen mit rotem Diagonalstrich (s. 

Abbildung) vorgeschlagen.  

 

Begründung: Die Straßenverkehrsbehörde soll lt. Verordnungsentwurf die Möglichkeit erhalten, 

einzelne Anordnungen der Gleichstellung von Radverkehr/eKF abweichend zu regeln. Für die 

Abweichung ist eine Negativbeschilderung erforderlich. Das rot durchgestrichene Zeichen 

Elektrofahrzeug ist ohne weitere Erklärung verständlich. Alle Verkehrsformen verfügen über ein 

Verbotsschild (Radverkehr verboten, Fußverkehr verboten). Das Verbotsschild (Radverkehr verboten) 

soll lt. Verordnungsentwurf zukünftig einheitlich für Räder und eKF gelten. Da eine vollständige 

Gleichstellung zwischen Radverkehr und eKF auch wegen rechtlicher Besonderheiten nicht möglich ist 

(s. unten), ist ein eigenes bundeseinheitliches Verbotszeichen auch für eKF erforderlich. Da die 

Abweichung absehbar nur hinsichtlich der Zusatzbeschilderung erforderlich ist, ist die Negativform als 

Zusatzzeichen „eKF frei“ ausreichend (nach bisheriger Einschätzung kein eigenständiges großes 

Verkehrszeichen). 
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5. Wir fordern, § 11 Abs. 4 eKFV zu Verhaltensregeln zwischen Rad-/eKF und Fußverkehr nicht 

ersatzlos entfallen zu lassen 

Die wechselseitigen Regeln zur Rücksichtnahme sind im Falle der gemeinsamen Inanspruchnahme 

derselben Infrastruktur (gemeinsame Nutzung der Radverkehrsinfrastruktur, gemeinsame Rad-/eKF- 

und Fußwege) zwingend erforderlich. 

6. Wir fordern, dass § 12 Abs. 2 eKFV zu Freigaben durch Zusatzzeichen auch weiterhin eine 

Unterscheidung nach Verkehrsmitteln erlaubt 

Im Falle eines Verbots der Einfahrt (Zeichen 267 der Anlage 2 zur Straßenverkehrs-Ordnung = 

Einbahnstraße in Gegenrichtung) halten wir eine nachträgliche gemeinsame Freigabe durch ein 

vorhandenes Zusatzzeichen „Radverkehr frei“ rechtlich und technisch für verfehlt. Die eKF haben ein 

anderes Lenkverhalten und werden bei Miet-Fahrzeugen häufig von ungeübten Nutzenden geführt. Die 

heute bestehende Freigabe von Einbahnstraßen nur bei gesondertem Zeichen „eKF frei“ ist daher 

zwingend aufrecht zu erhalten. 

Eine gemeinsame Ausschilderung von Radverkehr frei und eKF frei im Falle der Fußgängerzone (Zeichen 

241.1) ist aus rechtlichen und faktischen Gründen abzulehnen. Rechtlich, da die Fußgängerzone auch 

widmungsrechtlich ausschließlich dem Fußverkehr gewidmet ist, und die Ausnahme zum Befahren mit 

Kraftfahrzeugen folglich nicht allein eine straßenverkehrsrechtliche, sondern auch eine 

straßenrechtliche Ausnahme erfordert, die dem Bundesgesetzgeber ohne entsprechende Prüfung 

nicht zusteht. Faktisch, weil die Freigabe von Fußgängerzonen für den Radverkehr nicht konfliktfrei, 

sondern häufig vor Ort stark streitbefangen ist. Die Folge einer nur möglichen gemeinsamen Freigabe 

wäre, auf eine Freigabe auch des Radverkehrs verzichten zu müssen. Dies widerspräche der vielerorts 

politisch unterstützten Förderung des Radverkehrs. 

7. Wir regen an, die Ziffern 5 bis 9 der Bußgeldtatbestände in § 14 eKFV als Folge ebenfalls 

beizubehalten 

Zu § 14a eKFV – Ausnahmen für neue Techniken oder für neue Konzepte 

Wir lehnen die umfassende Verankerung von Ausnahmemöglichkeiten (im Falle des Bundes ohne 

Beteiligung des Bundesrates) ausdrücklich ab. Eine Fallgestaltung für die 

Unterverordnungsermächtigung für andere zurzeit nicht zugelassene Elektrokleinstfahrzeuge ist 

mangels Genehmigungsreife solcher Modelle nicht ersichtlich. Insbesondere hinsichtlich der 

Fahrzeugtypen, die in der Evaluation genannt werden (Bild 3-1 „Typen selbst angetriebener 

Mikromobilität“), scheidet eine straßenverkehrsrechtliche Zulassung aus unserer Sicht grundsätzlich 

aus (Powered Self-Balancing Boards, Powered Non-Self-Balancing Board, Powered Skates). Das gilt auch 

für in der Abbildung nicht ausdrücklich enthaltene einrädrige Fahrzeugtypen (Monowheels). 

Wir regen an, die Ausnahmen daher nur in einem eng abgesteckten Rahmen als Erweiterung der 

bestehenden Zulassungen (Elektrokleinstfahrzeuge mit Haltestange) und als befristeten 

Verkehrsversuch zuzulassen. Auch die Zulassung der heutigen E-Tretroller wurde zunächst in zwei 

Verkehrsversuchen getestet. Anschließend ist in einem ordentlichen Verordnungsverfahren die eKFV 

um entsprechende Typen zu ergänzen.  

Hinsichtlich des Typus „Powered Seated Scooter“ wäre eine Genehmigung durchaus naheliegend. Zu 

beachten wäre dabei, dass derartige Fahrzeuge heute – ebenfalls unter der doppeldeutigen 

Bezeichnung E-Scooter – als Hilfsfahrzeuge für Menschen mit Behinderungen gebräuchlich und 

zugelassen sind. Als solche sind sie wie ein Rollstuhl ein Hilfsmittel für gehbehinderte oder in der 

Gehfunktion eingeschränkte Menschen. Rollstuhlfahrer und entsprechende Führer von Scootern 

gelten als Fußgänger. Sie würden durch Aufnahme in die eKFV falsch der im Wesentlichen 
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ausschließlichen Nutzung der Radverkehrsinfrastruktur zugewiesen und würden ihre Funktion als 

Hilfsmittel beim Gehen verlieren.  

 

Zu Artikel 2 Änderung der Bußgeldkatalogverordnung 

Die Gleichstellung von Radverkehr und eKF bei gleichartigen Verstößen wird grundsätzlich befürwortet. 

Nur sehr wenige unterschiedliche Bewertungen, die ihren Grund in der unterschiedlichen Zuordnung 

zu Kraftfahrzeug oder Nicht-Kraftfahrzeug haben, werden im Entwurf aufrechterhalten. 

Die Bußgeldzuweisung muss sich nach den entsprechenden Gefahren des Fehlverhaltens richten. Das 

ist bei den Bußgeldern zur Kreuzung von Bahnübergängen für Kfz (BKatV Nr. 244 – 700 EUR – Fahrverbot 

3 Monate) und der verbotenen Nutzung eines elektronischen Geräts beim Führen eines Kfz (BKatV Nr. 

246.1 – 100 EUR) gut gelungen.  

Im Weiteren fordern wir jedoch dringend Korrekturen ein: Wir können nicht nachvollziehen, dass eKF 

aus den Kfz in BKatV Nr. 244 (246.1) durch Zuordnung zu Nr. 245 (246.4) unter Halbierung des 

Bußgeldes/kein Fahrverbot herausgenommen werden sollen. Hier ist aus unserer Sicht der 

Unrechtsgehalt weiterhin gleich dem eines Kfz-Führers auch mit entsprechenden Rückwirkungen auf 

eine für andere Kfz erforderliche Fahrerlaubnis, da ein extrem gefährliches Verhalten die Eignung als 

Fahrzeugführer unmittelbar in Frage stellt. 

Wir regen an, die Gleichstellung zwischen Radverkehr/eKF auch für folgende Situationen zu prüfen:  

- Einfahren in eine oder Befahren der Fußgängerzone (Zeichen 241.1 – BkatV Nr. 141);  

- Einfahren in eine Einbahnstraße (Zeichen 215 Kreisverkehr oder Zeichen 220 Einbahnstraße – 

BkatV Nr. 141.4); 

- Einfahrtverbot nicht beachtet (Zeichen 267 – BkatV Nr. 144);  

- Verstoß gegen Betriebsbeschränkungen (BKatV Nr. 234 ff.), z. B. eKF ohne gültige 

Haftpflichtplakette: 40 EUR 

Der Unrechtsgehalt/das Gefährdungspotential erscheint uns in diesen Fällen mit 20 EUR bzw. 25 und 

40 EUR gegenüber den sonstigen Verkehrsteilnehmenden und insbesondere gegenüber den besonders 

ungeschützten Zufußgehenden nicht hinreichend wiedergegeben. 

Schließlich werden die stark unfallträchtigen Fehlnutzungen „Personenbeförderung und 

Anhängerbetrieb“ (BKatV Nr. 238b und c) beim eKF weiterhin mit 25 EUR nur als „Kavaliersdelikt“ 

geahndet. Wir fordern daher, eine besondere verhaltensrechtliche Anordnung / einen 

Ordnungswidrigkeiten-Tatbestand für die verbotene Mitnahme von Gegenständen auf dem Trittbrett 

zu ergänzen. 

Ferner ist im Hinblick auf die geforderte Aufrechterhaltung der zulässigen Infrastruktur 

(Radwegebenutzungspflicht) ein eigenständiger Verstoß – anders als beim Radverkehr – weiterhin 

ausdrücklich erforderlich (BKatV Nr. 238?). Andernfalls regen wir an, die BKatV Nr. 7.1 wie folgt zu 

ergänzen: „Im Falle des Führens eines eKF die erforderliche Radverkehrsinfrastruktur nicht benutzt“.  

 
Zu Artikel 3 – Änderung der Straßenverkehrsordnung (StVO) 

Zu § 2 Abs. 3a Nr. 7 StVO - Freistellung von einer Winterreifenpflicht.  

Die Freistellung ist mangels geeigneter Bereifungsalternativen nachvollziehbar. Dem darin haftenden 

Mangel könnte folglich aber nur mit einem spezifischen Fahrverbot für eKF bei entsprechenden 

Glatteissituationen begegnet werden. 
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Zu § 2 Abs. 4 StVO - Nebeneinanderfahren / Radwegebenutzungspflicht etc. 

Eine Gleichstellung Radverkehr /eKF beim Nebeneinanderfahren und bei der Seitenstreifenfreigabe 

ausschließlich in den Sätzen 1 und 5 wird begrüßt. Die Sätze 2 bis 4 sind allerdings klarstellend allein 

auf den Radverkehr zu beziehen. Andernfalls entfiele die bisher geltende Radwegebenutzungspflicht 

für eKF. Das wäre – wie bereits dargestellt – ein Rückschritt und ein Verlust an Verkehrssicherheit 

gegenüber der heutigen Verpflichtungslage. 

Zu § 5 Abs. 4 StVO - Überholabstand und rechtes Überholen  

Wir unterstützen diese Gleichstellung. Das hat aber zur Folge, dass eKF und Radverkehr den 

Sicherheitsabstand nicht einhalten müssen, gleichermaßen rechts an haltenden Fahrzeugen 

vorbeifahren können und durch rechtsseitiges Überholen ihrerseits auf den Überholabstand verzichten 

können. 

Gleichzeitig müssen auch die Verhaltensregeln gegenüber Zufußgehenden im Falle der gemeinsamen 

Nutzung der Infrastruktur durch Radfahrende/eKF überdacht und ggf. geändert werden. 

Zu § 7 Abs. 1 StVO - Keine Ausnahme vom Rechtsfahrgebot 

Aus Verkehrssicherheitsgründen ist konsequent, wenn eKF genauso wie den Fahrrädern die Ausnahme 

vom Rechtsfahrgebot bei höherer Verkehrsdichte verwehrt bleibt. 

Zu § 9 Abs. 2 und 6 StVO - Abbiegen 

Die Gleichstellung von Radverkehr und eKF beim Abbiegen ist konsequent. Beim indirekten 

Linksabbiegen müssen die gleichen Anforderungen gelten. Lkw haben beim Abbiegen eKF und 

Radfahrer gleichermaßen zu beachten.  

Zu § 12 Abs. 7 StVO neu - Halten und Parken 

Wir regen an, die Aussage bei Überführung des § 11 Abs. 5 eKFV in die StVO zu überdenken und den 

vorgesehenen Abs. 7 wie folgt umzuformulieren: „Fahrräder und Elektrokleinstfahrzeuge können im 

Straßenraum abgestellt werden. Die Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend“. 

Der bisherige Satz aus § 11 Abs. 5 eKFV lautet: „Für das Abstellen von Elektrokleinstfahrzeugen gelten 
die für Fahrräder geltenden Parkvorschriften entsprechend“. Diese Regelung wird nach dem Vorschlag 
zwar wortidentisch in die StVO überführt. Der Syntaxfehler dieser Regelung, die auch in der eKFV 
bereits fehlerhaft eingeführt wurde, wird aber erneut nicht korrigiert. Die Vorschriften zum Parken (hier 
also § 12 Abs. 1 bis 6 StVO) enthalten keine Vorschriften für das Parken von Fahrrädern. Geparkt werden 
Autos und (andere) Kraftfahrzeuge. Fahrräder werden nach völlig herrschender Meinung in Literatur 
und Schrifttum zu den teilweise „anwendbaren Regelungen“ der StVO nicht geparkt, sondern 
„abgestellt“. Die Regelungen dazu sind im Übrigen außerhalb der StVO entwickeltes Gewohnheitsrecht.  
 
Der Transfer von § 11 Abs. 5 eKFV gleichlautend in § 12 Abs. 7 StVO löst das Abstellproblem nicht, 
sondern verschiebt dieses lediglich in die StVO. Es wird versäumt, im Hinblick auf das auch im 
Evaluierungsbericht genannte Konfliktpotenzial notwendige Regelungen über das Abstellen von eKF zu 
treffen. Wir regen deshalb an, einen Passus zu ergänzen, der das Parken von eKF in Stationen bzw. auf 
ausgewiesenen Flächen oder Kfz-Parktaschen regelt, um Konflikten mit dem Fußverkehr 
entgegenzuwirken. Darüber hinaus sollte geregelt werden, dass eKF nur auf Gehwegen abgestellt 
werden dürfen, wenn nach dem Abstellen eine Mindestgehwegbreite von 1,80 Metern verbleibt. Das 
Grundmaß von 1,80 Metern für den Verkehrsraum des Fußverkehrs ist auf den Begegnungsfall bzw. das 
Nebeneinandergehen von zwei Personen ausgerichtet. Diese Regelung stellt sicher, dass der 
Fußverkehr nicht beeinträchtigt wird und genügend Platz für alle Fußgängergruppen vorhanden ist und 
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gibt den Kommunen die Möglichkeit, Bereiche mit Gehwegen unter 1,80 m Breite kategorisch als 
Abstellverbotszonen auszuweisen. 
 
Zu § 17 Abs. 4, § 23 Abs. 2 und 3 StVO - Beleuchtung und sonstige Pflichten 

Die Gleichstellung von eKF in § 17 Abs. 4 eKFV (Beleuchtungspflicht), § 23 Abs. 2 (ausnahmsweises 

Schieben) und § 23 Abs. 3 (kein Anhängen) wird begrüßt. 

Zu § 37 Abs. 2 Nr. 2, Nr. 4, Nr. 5 StVO - Grünpfeil, Lichtzeichen 

Die gemeinsame Geltung des Grünpfeils für Rad und eKF wird begrüßt. Durch die Einfügung von 

„Radverkehr und eKF“ durch Komma getrennt in Nr. 4 wird grundsätzlich für jede Verkehrsart eine 

Sonderspur mit Sondersignalisierung erlaubt (Krankenfahrzeuge, Fahrräder, Elektrokleinstfahrzeuge, 

Taxen und Busse im Gelegenheitsverkehr). Das hindert aber nicht daran, diese Verkehrsarten schlüssig 

zu bündeln und nur bestimmte Signalgeber vorzusehen. Entsprechend spricht Nr. 5 von der üblichen 

Bündelung des Fußverkehrs einerseits und des Rad-/eKF-Verkehrs andererseits durch 

Fahrradsignalisierung. 

Zu § 39 Abs. 7 StVO / Abs. 7a StVO - Sinnbilder 

Wir lehnen die vorgeschlagene Regelung zu Sinnbildern konsequent ab. Die heutige Regelung mit 

Sinnbildern ist schlüssig und allgemeinverständlich. Das eKF-Symbol ist als Zusatzzeichen, z.B. im 

Bereich Parken zwingend erforderlich. Bei einer Gleichstellung / Mitgeltung des Fahrradsymbols für 

eKF ist diese Allgemeinverständlichkeit nicht gegeben (insbesondere für ausländische Nutzerinnen und 

Nutzer). 

Wenn die Gleichstellung erfolgt, ist diese selektiv durch Regel / Ausnahmen konkret zu bestimmen. Als 

Ausnahme von der gemeinsamen Geltung Radverkehr / eKF ist insbesondere, wie oben ausgeführt, die 

Geltung für die Fußgängerzone und für die Einbahnstraßen gesondert zu regeln. Insbesondere könnte 

sonst für heute erteilte Freigaben für den Radverkehr geschlossen werden, dass diese künftig auch für 

eKF gelten. Das muss auch durch eine klare Regelung verdeutlicht werden. 

Wir schlagen vor, diese Ausnahme durch ein Doppelzeichen Radverkehr und eKF zu verdeutlichen 

(wenn beide Zeichen gezeigt werden, sind Fahrrad und eKF freigegeben) ist nur das Fahrrad abgebildet 

gilt die Regelung nur für den Radverkehr (so auch heutiger Rechtsstand). Das ist in § 39 Abs. 7a Satz 2 

StVO zu verankern.  

Wir regen auch an, die vorgeschlagenen Ausnahmen der eKF von den Festsetzungen für Kraftfahrzeuge 

(im Entwurf vorgeschlagener Satz 2) zu streichen.  

 

Zu Anlage 2 (zu § 41 Absatz 1) - Vorschriftzeichen 

Eine durchgängige Geltung des Fahrradsymbols auch für eKF lehnen wir aus den genannten Gründen 

ab. Um den eKF-Verkehr auszuschließen, schafft der Entwurf ferner keine anderweitige 

Kennzeichnungsmöglichkeit (Rückausnahme) einer selektiven Freigabe. Bezüglich Fußgängerzonen 

wird damit nicht nur eine straßenverkehrsrechtliche Regelung vorgenommen, sondern auch in den 

Widmungszweck „Fußverkehr“ eingegriffen. Im Fall von eKF handelt es sich zudem um die Freigabe 

eines Kraftfahrzeugs. Das Widerspricht eindeutig dem Widmungszweck. Damit konterkariert der 

Entwurf das Regelungsgefüge, wonach sich das Straßenverkehrsrecht in das Straßenrecht einzufügen 

hat. 
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Den Gemeinden würde bei der vorgeschlagenen Regelung keine andere Möglichkeit bleiben, als die 

Freigabe des Radverkehrs in einer erheblichen Anzahl zurückzunehmen, um das Befahren mit 

Kraftfahrzeugen auszuschließen. Durchgeführte Beteiligungsverfahren und gefundene Kompromisse in 

den Kommunen mit der Bürgerschaft, den Rad-, Fußverkehrs- und Behindertenverbänden vor Ort 

würden aufgekündigt, was zu Unmut und Unverständnis vor Ort führen würde. 

Im Falle von schwerwiegenden Unfällen durch eKF auf Fußverkehrsflächen hätte die zuständige 

Straßenverkehrsbehörde keine Option, selektiv vorzugehen, um die Gefährdung für die Zukunft zu 

beseitigen oder auszuschließen. 

Wir fordern zwingend für die Zusatzzeichen lfd. Nr. 9.1 zu Zeichen 220 (Einbahnstraße), lfd. Nr. 19 zu 

Zeichen 240 (gemeinsamer Geh- und Radweg), lfd. Nr. 41.1 zu Zeichen 267 die oben von uns 

vorgeschlagenen Ausnahmen von der Gültigkeit des Fahrradsymbols (gilt nur für Fahrrad, eKFV 

gesondert erforderlich). 

In der Spalte „Zu 53, 54 und 54.4“ weisen wir darauf hin, dass von Anforderungen an mehrspurige 

Kraftfahrzeuge idR. einspurige Elektrokleinstfahrzeuge nicht ausgenommen werden müssen. Daher 

sehen wird auch die Änderung in lfd. Nr. 54.4 (Überholverbot einspuriger Fahrzeuge) kritisch. 

 

Zu Artikel 4 – Inkrafttreten 

Die Veränderung der Rechtsgrundlagen bei der Freigabe von Radverkehr / eKF wird nicht dadurch 

geheilt, dass die Artikel 1 Nummer 7, Nummer 8 Buchstabe a, Artikel 2 Nummer 1 bis 7 und Artikel 3 

erst am 01.04.2026 in Kraft treten sollen. Denn es mangelt in dem Entwurf an praxistauglichen 

Regelungen und Instrumenten, auf welche Kommunen zurückgreifen könnten. Das Vorhaben begegnet 

nur im Hinblick auf neue Anordnungen nach dem Stichdatum keinen Bedenken. 

 

III. Weitergehende Regelungserfordernisse: 

§ 29 StVO – Kriterien für die übermäßige Straßenbenutzung (Vorschlag der Kommunalen 

Spitzenverbände) 

Wir regen an, die vom Verkehrsausschuss des Bundesrates vorgeschlagene Änderung unter den neuen 

Vorzeichen erneut einzubeziehen. 

Unabhängig von dem Kooperationswillen der Anbieter braucht es wirksame Steuerungsinstrumente, 

um insbesondere das Abstellen von stationslosen Mieträdern und Miet-Elektrokleinstfahrzeugen im 

öffentlichen Straßenraum zu regeln und die Systeme als nachhaltige Mobilitätsform auszugestalten. 

Das gewerbliche Abstellen von Fahrrädern und E-Scootern sollte daher bundesweit durch eine 

Ergänzung in der StVO als Straßenbenutzung geregelt werden. 

Eine Änderung des § 29 StVO war in der sog. Fahrradnovelle gescheitert, obwohl diese sinnvoll und von 

der Verkehrsseite der Länder und des BMDV vorbesprochen war. Die Änderung in der vergangenen 

Legislaturperiode konnte sich nicht auf die mittlerweile neuen Zielbestimmungen im StVG stützen.  

 

Bessere Sichtbarkeit der Elektrokleinstfahrzeuge durch Reflektoren 

Wir schlagen vor, zur Verbesserung der Sichtbarkeit von Elektrokleinstfahrzeugen in der Dunkelheit in 

der eKFV die Ausstattung mit größeren und fahrzeugangepassten Reflektoren vorzusehen. Die 
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bisherigen Festlegungen in § 5 Abs. 3 eKFV sind unzureichend. In der Richtlinie 93/92/EWG bzw. in § 

67 StVZO ist bezüglich Fahrrädern festgelegt, dass diese über einen weißen oder gelben Frontreflektor, 

einen roten Heckreflektor und vier gelbe Pedalreflektoren verfügen müssen. Zusätzlich sind weiße oder 

gelbe Reflektoren an den Seiten (Rädern oder Speichen) vorgeschrieben. Wegen der kleinen Räder von 

eKF sind Reflektoren dort nicht gut sichtbar. Die Pedalreflektion läuft mangels Pedal ins Leere. Für die 

Seitenreflektion sollten daher die Lenk-/Haltestange und das Trittbrett genutzt und verbindlich mit 

reflektierendem Material ausgestattet werden. Front- und Heckreflektoren sollten vorgeschrieben und 

gegenüber den Fahrrädern angepasst vergrößert werden, um die Sichtbarkeit zu erhöhen.  

Mindestalter und Alkoholeinfluss 

Nach § 3 eKFV, der unverändert weiter gelten soll, sind zum Führen eines eKF Personen berechtigt, die 

das 14. Lebensjahr vollendet haben. In der aktuellen medialen Darstellung der Novelle wird 

weitgehend verkürzt dargestellt, „die Regelungen zu E-Scootern sollen denen zum Radverkehr 

angeglichen werden“ oder „Neue Regeln für E-Scooter geplant - darunter Angleichung an den 

Radverkehr“ oder „Die Regelungen zu E-Scootern sollen, wo es möglich ist, denen zum Radverkehr 

angeglichen werden.“ Bei dieser medialen Darstellung könnte geschlossen werden, dass auch das 

Mindestalter von 14 Jahren nicht mehr gelten soll. Dies sollte deutlich herausgestellt werden. Auch die 

sehr bedeutenden Unterschiede hinsichtlich der rechtlichen Konsequenzen einer folgenlosen Fahrt 

unter Alkoholeinfluss bei Radfahrenden (1,6 ‰) und Führenden von eKF (0,5 ‰) könnten durch diese 

Art der Berichterstattung verwischen. Auf diese Unterscheidung legen wir weiterhin großen Wert.  


